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Antrag auf Änderung des Leitantrages des Bundesvorstandes zum Länderrat der WASG am 09. Oktober 2005 mit dem Titel „So schnell wie möglich – so langsam, sorgfältig und offen wie nötig!“

Antragsteller: Maria Hundert und Manfred Hauser (Landesverband Sachsen)

Antragsbegehren: Änderung der Beschlussvorlage des Bundesvorstandes in verschiedenen Punkten

Die Antragsteller stellen den Antrag an den Länderrat, die Beschlussvorlage des Bundesvorstandes in der den Mitgliedern des Länderrates zugestellten Fassung unter dem Titel "So schnell wie möglich – so langsam, sorgfältig und offen wie nötig!“ folgendermaßen zu ändern:

7. Der unter der Zeile „Die Grundsatzvereinbarung vom 17.Juni 2005 wird in den Punkten 1 und 2 wie folgt konkretisiert“: geführte Absatz „Zu 1.“ Wird geändert und lautet nun: 

„Die Delegationen sind sich einig, ihren jeweiligen Parteien ein konkretes Projekt der Neugruppierung der politischen Linken vorzuschlagen. WASG und Die Linkspartei.PDS wollen durch konkrete Schritte einen Verständigungsprozess der demokratischen Linken voranbringen. In einer neuen politischen Partei könnten die Formation einer breiten gesellschaftlichen Protestbewegung gegen das neoliberale Gesellschaftsprojekt gestärkt und konkrete Alternativen gemeinsam vorangetrieben werden. Wir wollen in offenen und regionalisierten Foren die politischen Gemeinsamkeiten, die historisch-kulturellen Unterschiede und die theoretisch-programmatischen Differenzen in eine gemeinsame politische Organisation einbringen. In den nächsten Monaten, verstärkt nach der Bundestagswahl, sollen konkrete Foren, Kommissionen und Etappen auf allen Ebenen vereinbart werden, so dass den beteiligten Parteien und Organisationen eine begründete Entscheidung möglich wird, ob und unter welchen Bedingungen eine gemeinsame politischen Formation entstehen kann. Dieser Prozess muss von den Landesverbänden unter Berücksichtigung ihrer jeweils regionalen Besonderheiten regionalisiert initiiert und geführt werden. Eine Führung durch die Bundesvorstände ist unzureichend und geht am Anspruch der Basisorientierung vorbei und kann nicht gewährleisten, dass der gemeinsame ergebnisoffene Verständigungsprozess von der Basis getragen wird.“
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